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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Am 3. September bestimmten die Fraktionen ihre Kandidaturen. Die FDP nominierte
die St. Galler Regierungsrätin Karin Keller-Sutter und den Nationalrat Johann
Schneider-Ammann (BE). Die drei weiteren Nationalräte Peter Malama (BS), Ruedi Noser
(ZH) und Ignazio Cassis (TI), die von den jeweiligen Kantonalsektionen portiert wurden,
wurden nicht berücksichtigt. Auch die SP nominierte zwei aus vier Kandidatinnen:
Ständerätin Simonetta Sommaruga (BE) und Nationalrätin Jacqueline Fehr (ZH) erzielten
mehr Fraktionsstimmen als Nationalrätin Hildegard Fässler (SG) und die baselstädtische
Finanzdirektorin Eva Herzog. Die SVP nominierte – nachdem sowohl die Nationalräte
Caspar Baader (BL), Peter Spuhler (TG) und Ulrich Giezendanner (AG) abgesagt hatten –
Nationalrat Jean-François Rime (FR) und die Grünen traten mit Nationalrätin Brigit
Wyss (SO) als Sprengkandidatin an. Auch die CVP meldete ihren Anspruch auf einen
zweiten Bundesratssitz an, wollte aber die Wahlen 2011 abwarten. 1

ANDERES
DATUM: 03.09.2010
MARC BÜHLMANN

Parlamentsmandat

Das Parlament hatte sich mit einem Begehren auf Immunitätsaufhebung des
Bezirksgerichts Zofingen (AG) zu befassen, welches eine Ehrverletzungsklage der
Umweltschutzorganisation Greenpeace gegen Nationalrat Giezendanner (svp, AG) zu
beurteilen hat. Der Angeklagte hatte diese Organisation im Zusammenhang mit
unbewilligten Demonstrationen und Strassensperren in Faxschreiben an
Medienredaktionen als „Terroristenorganisation“ bezeichnet. Obwohl Giezendanner
diesen Prozess führen wollte und deshalb für Aufhebung seiner Immunität plädierte,
beschloss der Nationalrat auf Antrag seiner Rechtskommission, diese nicht aufzuheben.
Begründet wurde dieser Entscheid damit, dass es sich hier eindeutig um eine politische
Auseinandersetzung handle und deshalb, namentlich bei strafrechtlich eher
unbedeutenden Fällen, die relative Immunität gelte. Der Ständerat schloss sich diesem
Entscheid an. 2
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Landesverteidigung

Militärorganisation

Einen obligatorischen Orientierungstag für Frauen einzuführen, war ein Jahr nach der
Ankündigung nicht mehr mehrheitsfähig. Die Regierungskonferenz Militär Zivilschutz
Feuerwehr (RK MZF) ist inzwischen von der Idee abgerückt und beschloss an der
Jahreskonferenz 2018, dies nicht länger verfolgen zu wollen. Ausschlaggebend war,
unter anderem, ein externes Rechtsgutachten. Darin wurde spezifiziert, dass eine
Verfassungsänderung nötig wäre. Offensichtlich wollten die Militärdirektorinnen und
Militärdirektoren diesen Weg nicht beschreiten. Stattdessen wurden die Kantone
verpflichtet, alle jungen Frauen zum Orientierungstag einzuladen. Er soll jedoch nach
wie vor freiwillig bleiben. Diverse Sicherheitspolitiker und -politikerinnen kamen in der
Presse zu Wort. Einig war man sich, dass die Armee grundsätzlich noch mehr tun
könnte, um Frauen anzusprechen. Corina Eichenberger (fdp, AG) regte in der Luzerner
Zeitung an, dass die Armee mehr Werbung machen müsse. Beat Flach (glp, AG) könnte
sich vorstellen, dass frauenspezifische Anlässe, etwa an Schulen, hilfreich sein könnten.
Es reiche nicht, den Frauen «einfach einen Brief zu schreiben». 3
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Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Agglomerationsverkehr, öffentlicher Verkehr

In einer grossen Aussprache zu den dringlichen Interpellationen betreffend den
Postauto-Skandal äusserten sich in der Frühjahrssession 2018 zahlreiche
Parlamentsmitglieder. Bundesrätin Leuthard wies darauf hin, dass die Strukturen im
öffentlichen Verkehr dem Willen des Parlaments entsprächen, und es sahen sich denn
auch viele Nationalratsmitglieder in der Verantwortung. Kritisiert wurde die
Eidgenössische Finanzkontrolle, deren Mitglieder von Nationalrat Giezendanner (svp,
AG) als «Schlafmützen» bezeichnet wurden. Bürgerliche Parteien tönten an, dass die
(Teil-)Privatisierung der Postauto AG ein Thema werden könnte. Stimmen aus der SP
und von den Grünen zielten hingegen auf die Gewinnbestrebungen der Post und auf die
Boni der Geschäftsführung. Es wurden verschiedene Motionen und parlamentarische
Initiativen zum Postauto-Skandal angekündigt, etwa die von Regula Rytz (gp, BE)
eingereichten Motionen 18.3364 und 18.3370 sowie ihre parlamentarische Initiative
18.418 oder die Motion 18.3051 von der BDP-Fraktion. 4
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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Verbände

Verkehr

Das Beschwerderecht der Umwelt- und Naturschutzverbände bei grossen
Bauprojekten kam im Berichtsjahr noch stärker unter Beschuss bürgerlicher und
wirtschaftsnaher Politiker. Dieses Recht ist im Natur- und Heimatschutzgesetz sowie im
Umweltschutzgesetz enthalten und steht anerkannten Organisationen aus diesen
Bereichen zu, die seit mindestens zehn Jahren national tätig sind. Auslöser für die
Verschärfung der seit Jahren dauernden Kontroverse war das Baugesuch für einen
Neubau des Fussballstadions Hardturm in Zürich verbunden mit einem neuen
Einkaufszentrum. Infolge der von den Bewilligungsbehörden und Gerichten teilweise
gutgeheissenen Beschwerden des Verkehrsclubs der Schweiz (VCS) gegen das
vorgesehene Parkplatzangebot und die Zahl der erlaubten Zu- und Wegfahrten des
privaten Autoverkehrs drohten Verzögerungen, welche die rechtzeitige
Stadioneröffnung für die Fussball-Europameisterschaft 2008 in Frage stellten. Zudem
war fraglich, ob angesichts der reduzierten maximal zugelassenen Parkflächen und
Verkehrsmengen der von Privaten geplante Bau überhaupt realisiert würde. Die Zürcher
Freisinnigen nutzten die Verärgerung breiter Kreise über die unnachgiebige Haltung der
VCS-Sektion Zürich  um eine nationale Volksinitiative zu lancieren. Diese verlangt, dass
bei Infrastruktur- und Bauprojekten, welche in einer Volks- oder
Parlamentsabstimmung genehmigt worden sind, das Verbandsbeschwerderecht
aufgehoben wird. Dieses soll nur noch bei Behördeentscheiden (Verwaltung, Exekutive)
zur Anwendung kommen. Im Nationalrat reichte zudem der Aargauer
Transportunternehmer Giezendanner (svp) eine von 80 Ratsmitgliedern unterzeichnete
Motion ein, welche den Ausschluss des VCS vom Verbandsbeschwerderecht fordert,
weil dieser nicht rein ideell sondern durch sein Angebot an Reisen, Versicherung etc.
auch kommerziell tätig sei. 5
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1) Presse vom 1. Bis 4.9.10.
2) Amtl. Bull. NR, 1998, S. 718 ff.; Amtl. Bull. StR, 1998, S. 579 ff.
3) Medienmitteilung RK MZF vom 9.5.2018; AZ, LZ, 5.5.18
4) AB NR, 2018, S. 409 ff.; LT, NZZ, TG, 15.3.18
5) Allgemein dazu siehe TA, 14.12.04.; Motion Giezendanner: Mo. 04.3456. Vgl. auch SPJ 2003, S. 354.
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